Deutscher Bundestag 

18. Wahlperiode 


Drucksache 18/7580 


17 . 02.2016 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Peter Meiwald, Annalena Baerbock, Bärbel Höhn, Sylvia 
Kotting-Uhl, Oliver Krischer, Christian Kühn (Tübingen), Steffi Lemke, 

Dr. Julia Verlinden, Harald Ebner, Matthias Gastei, Stephan Kühn (Dresden), 
Nicole Maisch, Friedrich Ostendorff, Markus Tressel, Dr. Valerie Wilms und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 18/6986, 18/7578 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
zur Einführung von Grundsätzen für die Kosten von Wasserdienstleistungen 
und Wassernutzungen sowie zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Dem Artikel 1 Nummer 3 § 6a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Weitergehende landesrechtliche Vorschriften zu Kosten und Entgelterhe- 
bungen im Bereich der Gewässerbewirtschaftung bleiben unberührt.“ 

Berlin, den 16. Februar 2016 


Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter nnd Fraktion 
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Begründung 


§ 6a Absatz 1 gibt die Berücksichtigung des Grundsatzes der Kostendeckung nur für die in § 3 Nummer 16 
bestimmten Wasserdienstleistungen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele vor. Der in § 6a Absatz 2 vorge- 
gebene angemessene Beitrag bestimmter Wassemutzungen zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen 
soll nur bei einer Gefährdung der in Absatz 1 genannten Bewirtschaftungsziele bestehen. Die Bestimmung des 
Begriffs der Wassemutzungen in § 3 Nummer 17 enthält ebenfalls eine Bezugnahme auf die Bewirtschaftungs- 
ziele. Bestehende Entgeltregelungen der Länder knüpfen indes maßgeblich an den mit der Nutzung des öffent- 
lichen Gutes Wasser verbundenen Sondervorteil an oder verfolgen ökologische Lenkungszwecke unabhängig 
von einer Gefährdung der Bewirtschaftungsziele und einem direkten Bezug zur Bewirtschaftungsplanung auf 
Grand der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Auf Grund dessen ist im Gesetz und nicht nur in der Begründung 
des Gesetzentwurfs klarzustellen, dass bestehende und zukünftige weitergehende landesrechtliche Vorschriften 
zu Kosten- und Entgelterhebungen im Bereich der Gewässerbewirtschaftung, zum Beispiel Wasserentnahme- 
entgelte oder Wassemutzungsentgelte, von diesen Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes nicht ausgeschlossen 
werden. 
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